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Interim-Staatsbeamte (Botschafter) des Staates Deutschland/Germanitien, 
Senatoren, Rechtbeistände (gem. Art. 1 § 7 RBerG, Art. 6 Abs. 3 c MRK, Art. 14 Abs. 3 d IPbpR), 

Friedensstifter,  Menschen- und Völkerrechtler, Journalisten, Reporter, Forscher, 
Natur-, Tier- und Umweltschützer, politische Künstler, geographische Patrioten  
und Lebensberater.  -  Folter-/Babereiopfer der Bundesrepublik Deutschland    

 
 
 
 
                        L                                                  Rinteln den ____________ 

                                                       
 
Bundeskanzlerin der BRD 
Frau Dr. Angela Merkel                                  Fax: 030 227 765 33 
Willy-Brandt-Str. 1                                                         Verteiler 
[10557] Berlin 
 
 
 
Offener Brief an Frau Dr. Angela Merkel als Bundeskanzlerin 
der Bundesrepublik im Staat Deutschland.  
 
Bewahren Sie das deutsche Volk vor Chaos und Krieg. 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, 
 
die gesamte Politik der Altparteien in der Nachkriegszeit hat dem 
deutschen Volk aufgezeigt/bewiesen, dass Politiker der Bundesrepublik 
überhaupt kein tatsächliches Interesse daran gehabt haben können, 
Schaden vom deutschen Volk abzuwenden?   
 
Ganz im Gegenteil. 
 
Jeder deutsche Staatsangehörige der sich heute in seinem Heimatstaat 
umsieht, wird zweifelsfrei feststellen können, dass die gesamte Politik der 
Altparteien wohl eher zum Nachteil des deutschen Volkes betrieben 
worden ist?  
 
Darüber hinaus kommt dann noch, dass auch die über Jahrzehnte lang 
geführte Einwanderungspolitik der Altparteien zu einem totalen Chaos in 
Deutschland geführt haben. Das tägliche Zusammenleben mit Muslimen ist 
für den friedliebenden deutschen Staatsangehörigen und Christen voller 
Konflikte, wobei die daraus verursachten Kosten dann auch noch zu Lasten 
des gesamten deutschen Volkes gehen.   

JOH – Verbände 
 
aktiver Christen 
 
Natur & Umweltschutz 
 
Kinderschutzbund 
 
Väteraufbruch 
 
der chronisch Kranken 
 
gegen Behördenwillkür 
 
gegen GEZ, GEMA - Abzocke 
 
staatliche Selbstverwaltungen 
 
Heimatschutz 
 
Journalisten 
 
Detekteien 
 
Tierschutzbund 
 
Inkasso 
 
Mediatoren 
______________________________ 
 
Tätigkeitsschwerpunkte 
 
Menschenrechte 
 
Zwangsversteigerungen 
 
Rechtsmanagement 
 
Sicherheitsmanagement  
 
Treuhand 
 
Forensische Psychologie 
 
Kriminologische Psychologie 
 
 
Adresse: 
 
Justiz-Opfer-Hilfe Deutschland 
 
Alte Dorfstraße 7 
 
31737  Rinteln 
 
Tel.: 05732 / 90 71 48 9 
Fax: 05262 / 69 69 89 5 
Notfallnr. 0176 / 758 750 38 
E-Mail: info@joh-nrw.net 
 
Bürozeiten 
 
Di & Fr 11:00 – 14:00 Uhr 
u. n. Terminvereinbarung 
 
Kontoverbindung 
Jürgen Niemeyer 
Ko.-Nr.: 1000 6045 10 
Blz.: 494 501 20 
Sparkasse Herford  
 

     Vorstand der Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland 
     Alte Dorfstraße 7, [31737] Rinteln 
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Der Vorstand der Menschenrechtsorganisation WAG-Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland als Interim-Amt der Justiz und der Menschenrechte. 
In Geschäftsführung ohne Auftrag nach BGB § 677 wegen Abwesenheit/Ausfall der staatlichen Stellen in Selbstermächtigung und in Gebrauch ihrer latenten Rechtsfähigkeiten als 
deutsche Staatsangehörige mit unmittelbarer Reichszugehörigkeit durch Abstammung und Geburt (vgl. RuStAG vor 1913) als Preußen. Hoheitlich für den deutschen Staat handelnd 
wegen offenkundiger Teilidentität und Ausfall der staatlichen Stellen zum Schutz des deutschen Volkes nach ius congens, ius indigenatus und ius naturalis um einen Friedensvertrag, 
eine legitime Verfassung, völkerrechtlich und juristisch korrekte Personenausweise und Reisepässe für das deutsche Volk und die sofortige Umsetzung des Art. 20 a Grundgesetz zum 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen für Menschen, Tiere und Pflanzen umsetzen zu können. Nicht-BRD(-OMF)-Angehöriger/Personal und im Auftrag des Staates DEUTSCHLAND 
(GERMANY) tätig (vgl. §§ 18-20 GVG/analog). Exterritorialität nach Maßgabe des Wiener Übereinkommens über konsularische Beziehungen vom 24.04.1963 (Bundesgesetzblatt 1969 II 
S. 1585 ff) (siehe WÜD, WüK).                                                                                                                                                                                                                                                

 
Außerdem ist immer deutlicher zu erkennen, dass gegen Menschen die mit der Politik der 
Altparteien nicht mehr im Einklang leben möchten und sich für Demokratie und Freiheit 
sowie für den Erhalt  unserer christlichen Kultur einsetzen, auch immer häufiger als „Pack“, 
als „NAZIs in Nadelstreifen“, als „Fremdenfeindlich“, als „Volksverhetzer“, als „Rassisten“ 
oder „Verfassungsfeinde“ beschimpft und somit diskreditiert werden. 
 
Wir von der Menschenrechtsorganisation WAG-Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland kennen 
diese Art von Anfeindungen durch z. B. BRD-Medien nur zu gut, obwohl wir uns eigentlich 
nur für die vielen Justizopfer in der Bundesrepublik einsetzen und von der Justiz und den 
Ämtern/Behörden/Dienststellen/Gerichte/Verwaltungen in der Bundesrepublik Deutschland 
die Einhaltung von Gesetz und Recht einfordern (vgl. GG Art. 1 (3), 20 (3)/analog).  
 
Wir vom Vorstand der WAG-Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland wir lieben unsere Heimat, 
schätzen aber auch die unterschiedlichsten Kulturen und somit auch die „Vielfalt“ des 
harmonischen Beisammensein/Zusammenlebens.  
 
Menschen die aber nicht bereit sind die deutsche Kultur und unsere Gesetze zu achten und 
dem deutschen Volk sogar noch mit Gewalt ihren Glauben aufzwingen wollen und damit die 
Grundordnung für ein friedvolles Beisammensein/Zusammenleben bewusst zerstören, diese 
Menschen müssen um des inneren Friedens willen hier in Deutschland, umgehend in ihre 
Herkunftsländer zurück verwiesen werden.  Mit diesen/solchen Menschen möchten wir als 
deutsche Staatsangehörige nicht länger zusammenleben.  
 
Der innere Frieden hier in Deutschland ist durch den weiteren Zustrom auch von Muslimen 
und IS-Kämpfern, sowie gewaltbereiten Salafisten mehr als gefährdet. 
 
Ihre Pflicht als Bundeskanzlerin der Bundesrepublik ist es, weiteren Schaden vom deutschen 
Volk abzuwenden und zwar JETZT und SOFORT. Andernfalls muß das deutsche Volk nun 
davon ausgehen, dass die Politik der Altparteien nicht im Interesse des deutschen Volkes 
handelt und die kulturzerstörerische Islamisierung zum Nachteil des gesamten deutschen 
Volkes und somit auch unter Vorsatz betreiben wird? 
                           
Der Vorstand der Menschenrechtsorganisation WAG-Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland 
fordert Sie, sehr geehrte Frau Dr. Angela Merkel als Bundeskanzlerin der Bundesrepublik auf, 
weiteren Schaden vom deutschen Volk abzuwenden und das deutsche Volk vor Chaos, Krieg 
und Anarchie zu bewahren. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

i. A.                                              
 
Vorstand der Menschenrechtsorganisation WAG-Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland 


